Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 614 


Änderungsantrag 

der Fraktionen des Zentrums und der SPD 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 

- Nr. 317 und 366 der Drucksachen - 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1) In Artikel I Ziffer 20 ist hinzuzufügen: 

Tn § 35 ist folgender Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Auf die Vorauszahlung sind 25 °/ 0 der Aufwendungen 
nach § 47 Absatz 1 Ziffer 3 anzurechnen, die für den 
Voraus zalilungszeitraum nachgewiesen werden.” 

2) Tn ArtikeT I ist hinter Ziffer 20 folgende Ziffer 20a einzufügen: 

20a. In § 38 ist folgender Absatz 4 anzufügen: 

„Auf die zu entrichtende Lohnsteuer smd 25°/ 0 der Aufwen- 
dungen nach § 47 Absatz 1 Ziffer 3 anzurechnen, die der 
Arbeitnehmer für den Lohnzahlungszeitraum nachweist.” 

3) In Artikel I ist folgende neue Ziffer 23a einzufügen: 

23a. ln § 47 Absatz 1 wird folgende Ziffer 3 eingefügt: 

„3. 25°/ 0 der Beträge, die der Steuerpflichtige im Veran- 
lagungszeitraum für folgende Zwecke aufgewendet hat: 

a) Beiträge an Bausparkassen zur Erlangung von Bau- 
darlehen, Aufwendungen für den ersten Erwerb von 
Anteilen an Bau- und Wohnungsgenossenschaften und 
Beiträge auf Grund von Kapitalansammlungs vertragen, 
die unter den Erlaß des Bundesministers der Finanzen 
vom 17. November 1949 (Bundesanzeiger 1949 Nr. 27) 
fallen ; 

b) die nach § 7c EStG, begünstigten Zuschüsse und 
Darlehen, sofern die folgenden Voraussetzungen gege- 
ben sind : 

1. Die Aufwendungen müssen nach näherer Regelung 
durch eine Rechts Verordnung nachgewiesen sein, 

2. die Aufwendungen dürfen weder als Sonderaus- 
gaben verrechnet werden, noch dürfen für sie die 
Begünstigungen der §§ 7c, 10a und 32a EStG, in 
Anspruch genommen werden. 


Druck ; Peter Meier» Buisdorf-Siegbnrg 
All ein-Vert rieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



Den Aufwendungen nach a und b sind nach Maßgabe einer 
Rechtsverordnung die entsprechenden Aufwendungen für den 
Bau von Eigenheimen und Kleinsiedlungshäusern gleichzustellen, 
wenn der Einheitswert der Gebäude abzüglich des Boden- 
wertes DM 16000, — nicht übersteigt.” 


Bonn, den 24. Februar 1950 


Dr. Bertram 

Frau Wessel und Fraktion 


Ollenhauer und Fraktion 



